
Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 18. Sitzung. Berlin, Freitag, den 2. März 2018 1525

(A) (C)

(B) (D)

Jürgen Braun [AfD]: Sinnlose Behauptungen, 
Frau Connemann!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin Connemann.

Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Das beweist übrigens der Vorläufer zu diesem Gesetz-

entwurf. Da steht keines der ach so schönen Worte über 
die Bedeutung unserer Sprache für Philosophie, Kultur 
und Wissenschaft. Nein, der Kollege Brandner zeichnet 
in diesem Vorläufer vor allem ein Zerrbild von Migran-
ten – und das in schlechtem Deutsch.

Ich zitiere: 

Spiegelbildlich zur gesellschaftlichen Segmentie-
rung und Abkapselung der Migranten in ihren je-
weiligen Milieus steigt die berechtigte Erwartungs-
haltung der deutschen Mehrheitsgesellschaft, die 
von ihnen zu Recht erwarten kann, sich den landes-
typischen Regularien anzupassen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir machen es für 
Sie in einfacher Sprache!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin Connemann, der Kollege Spangenberg 

würde gerne eine Zwischenfrage stellen.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Zum 
Thema Milieu!)

Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Herzlich gerne.

Detlev Spangenberg (AfD): 
Verehrte Kollegin, geben Sie mir nicht recht, dass es 

gerade notwendig ist, Deutsch als Landessprache ins 
Grundgesetz aufzunehmen, wenn auch die AfD solche 
Fehler macht?

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN  – Michael 
Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Jetzt macht der 
Gesetzentwurf Sinn! Jetzt verstehe ich den 
Gesetzentwurf!)

Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Bitte? Ich habe Ihre Frage nicht verstanden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Spangenberg, würden Sie Ihre Frage bit-

te wiederholen? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte halten Sie den 
Lärmpegel so niedrig, dass die Rednerin die Frage ver-
stehen kann. Nur dann kann sie darauf antworten. – Herr 
Kollege Spangenberg.

Detlev Spangenberg (AfD): 
Ich wiederhole die Frage, Frau Kollegin. Geben Sie 

mir recht, dass es, wenn auch die AfD solche Fehler 
macht, gerade wichtig ist, Deutsch als Landessprache ins 
Grundgesetz aufzunehmen?

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wir sind doch 
hier keine Therapiegruppe!  – Weitere Zuru-
fe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Jetzt macht Ihr Gesetzentwurf natürlich Sinn. Jetzt 

verstehe ich ihn. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Heiter-
keit bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
FDP)

Aber bevor Sie dies ins Grundgesetz schreiben wollen, 
würde ich Ihnen empfehlen, erst einmal Deutsch zu ler-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Ich durfte gerade aus Ihrem vorläufigen Gesetzent-
wurf zitieren; in die Endfassung hat es diese Stilblüte 
nicht geschafft. Die Vorlage ist weichgespült worden, um 
sich einen bürgerlichen Anstrich zu geben. Dankenswer-
terweise hatte der Kollege Brandner den ursprünglichen 
Gesetzentwurf aber ins Netz gestellt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der FDP und des BÜNDNISSES  90/DIE 
GRÜNEN)

Sie hatten wohl kaum einen Sinneswandel, wenn ich mir 
Ihre sonstige Sprache vor Augen führe, von „Volkskör-
per“ bis „Migrassoren“. Auf gut Deutsch: Sie verschlei-
ern Ihre eigentliche Absicht. Sie sind Wölfe im Schafs-
pelz. 

(Zurufe von Abgeordneten der AfD: Oh!)

Deshalb lehnen wir Ihren Gesetzentwurf ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP und der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Mahmut Özdemir, 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD): 
Sehr geehrter Präsident! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe mir als Schüler mit Nachhilfe in 
Deutsch ein paar Euros dazuverdient. Dass ich das als 
Abgeordneter einmal in diesem Hohen Hause für eine 

Gitta Connemann
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Fraktion tun würde, die neu hinzugekommen ist, hätte 
ich mir nicht träumen lassen.

(Beifall bei der SPD, der FDP, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wer fremde Sprachen nicht kennt, weiß nichts von 
seiner eigenen.

Was hätte Goethe, von dem dieser Ausspruch stammt, 
wohl zu Ihrem Gesetzentwurf gesagt? 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Prima!)

Ich bin mir sicher, er hätte sich geschämt. 

(Beifall bei der SPD)

Sie sprechen von „Verdrängung der deutschen Sprache“ 
und davon, dass Deutsch das „primäre Mittel zur Ver-
ständigung der Deutschen“ sei. Gerade deshalb sollte, 
wer das Grundgesetz nicht kennt, verdammt noch mal die 
Finger davon lassen, daran Veränderungen vornehmen zu 
wollen. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie verkennen, dass das Grundgesetz Grundrechte 
nicht nur für Deutsche, sondern für alle Menschen, die 
in seinem Geltungsbereich leben, festschreibt. Auch ver-
kennen Sie, dass Deutsch im In- und Ausland gesprochen 
wird. Nicht umsonst ist das Goethe-Institut mit 159 Ein-
richtungen in 98 Ländern gegenwärtig und vermittelt die 
deutsche Sprache und die deutsche Kultur.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber welches Deutsch eigentlich? Das Deutsch, das wir 
heute sprechen, ist nicht einmal mehr das Deutsch von 
vor 20  Jahren, von den über 50  Mundarten mal ganz 
zu schweigen. Unsere Sprache ist eine Summe aus den 
grundrechtlich zugestandenen Freiheiten, die eigene Per-
sönlichkeit frei zu entfalten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Unsere Verfassung ist dem gesellschaftlichen Wandel 
gegenüber aufgeschlossen. Genauso ist es mit der deut-
schen Sprache. Diese in einen idealen Zustand pressen 
und bewahren zu wollen, käme der ungerechtfertigten 
Einschränkung von Grundrechten gleich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Das Anliegen der AfD-Fraktion ist daher viel weniger 
redlich, als uns der Gesetzentwurf glauben zu machen 
versucht; denn er schürt Ängste,

(Zurufe von der AfD: Oh!)

Ängste, die jeder Grundlage entbehren, Ängste, ohne die 
eine AfD in Deutschland ihre Anhängerschaft verlöre.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der Gesetzentwurf zeichnet darüber hinaus ein un-
wahres, ein düsteres Bild. Es klingt beinahe nach dem 
Eintritt des Verteidigungsfalles, wenn man Ihrer Sach-
verhaltsdarstellung folgt, dass demnächst Anglizismen 
unsere deutsche Sprache übernehmen werden. Vielmehr 
lösen Sie durch diese bösartigen Unterstellungen den 
demokratischen Verteidigungsfall aus. Mit der Mehr-
heit dieses Hohen Hauses verteidigen wir die Menschen 
vor Ihnen, die mit ihrer eigenen deutschen Sprache die 
kulturelle Vielfalt, die Wissenschaft, das Miteinander in 
diesem Land fördern als Ausfluss ihres allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechtes.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Keiner der Anwesenden wird ernsthaft bestreiten 
können, dass die deutsche Sprache schon jetzt verfas-
sungsrechtliche Bedeutung hat. Das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland ist schließlich auf Deutsch 
verfasst. Auch da kann ich Ihnen gerne Nachhilfe geben, 
wenn Sie diese benötigen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Die Geltung des deutschen Grundgesetzes bedeutet zu-
gleich die Geltung der deutschen Sprache. Sie genießt 
somit Verfassungsrang. Lesen bildet.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN  – Gitta Connemann [CDU/CSU]: 
Wohl wahr!)

Menschen, die im Geltungsbereich unseres Grundge-
setzes leben, müssen sich daher die deutsche Sprache 
aneignen; denn ohne die deutsche Sprache sind sie vor 
Behörden, vor Gericht und in der demokratischen Aus-
einandersetzung unterlegen. Nur wer die Sprache der 
Verfassung des Landes, in dem er lebt, beherrscht, findet 
Schutz und eine Heimat. Oder mit Goethe:

Der Deutsche soll alle Sprachen lernen, damit ihm 
zu Hause kein Fremder unbequem, er aber in der 
Fremde überall zu Hause sei.

Kurzum: Das Grundgesetz in deutscher Sprache 
braucht einen solchen Zusatz nicht. Am Niederrhein hät-
te man Ihnen wahrscheinlich nur gesagt: Da ham’ die 
Schwadronöres ma’ wieder Stuss zusammengefrickelt!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, der CDU/
CSU, der FDP, der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Mahmut Özdemir (Duisburg)


